
UECC – PositionEn  
zUr EUroPawahl 2014 D

E
U

ts
C

h



Eine funktionsfähige und bedarfsgerech-
te Verkehrsinfrastruktur ist Voraussetzung 
für wohlstand, Beschäftigung und wettbe-
werbsfähigkeit in Europa. Erreichbarkeit 
ist für Unternehmen ein entscheidender 
standortfaktor. wir brauchen deshalb ein 
gut ausgebautes straßen- und schienen-
netz sowie leistungsstarke wasserstraßen 
und Flughäfen. ziel einer vorausschauenden 
europäischen Verkehrspolitik muss es sein, 
die vorhandenen Verkehrsnetze nicht nur 
zu erhalten, sondern durch bedarfsgerechte 
investitionen weiterzuentwickeln. Das gilt 
insbesondere für die großen europäischen 
Verkehrsachsen in Kerneuropa. Bereits heute 
führt das Verkehrsaufkommen dieser region 
zu hohen Be- und regelmäßigen Überlastun-
gen der Verkehrsnetze.

weiter steigende Verkehrsmengen lassen er-
warten, dass die Überlastungseffekte deutlich 
zunehmen werden. staus und stockender Ver-
kehr sind die Folge. Diese belasten nicht nur 
die Verkehrsteilnehmer selbst, sondern auch 
die wirtschaft. Die Unternehmen sind auf die 
Planbarkeit der Verkehre angewiesen.

Die UeCC forDert Deshalb
  Engpässe zu beseitigen und die leistungs-

fähigkeit der Verkehrsinfrastruktur zu erhö-
hen, insbesondere auf den wichtigen trans-
nationalen achsen.

   für den Erhalt und den aus- und neubau der 
Verkehrsinfrastruktur ausreichende Mittel 
zur Verfügung zu stellen.

   Einnahmen aus dem Verkehr grundsätzlich 
verkehrsträgerbezogen zu verwenden.

stärKUng UnD aUsBaU DEr nEtzE

Sehr geehrte Damen und Herren,

eine moderne Verkehrsinfrastruktur einerseits sowie leistungsstarke Trans-
portbetriebe andererseits sind entscheidende Voraussetzungen für die er-
folgreiche wirtschaftliche Entwicklung von Regionen, Ländern und ganzen 
Kontinenten. Dies gilt im Besonderen für Europa, das sich bekannterma-
ßen aus zahlreichen höchst unterschiedlichen Einheiten zusammensetzt.

Die geschichtliche Entwicklung der Europäischen Union hat in diesem 
Zusammenhang bewiesen, dass leistungsfähige Verkehrssysteme nicht 
einfach von alleine entstehen, sondern der gezielten Impulsgebung, För-
derung und Koordination bedürfen. 

Mit den Wahlen zum Europäischen Parlament im Frühjahr 2014 tritt die EU 
in eine neue Legislaturperiode ein, in welcher wesentliche verkehrsrele-
vante Entscheidungen zu treffen sein werden. Die UECC nimmt dieses Er-
eignis zum Anlass, ihre Positionen im Rahmen der vorliegenden Broschüre 
darzulegen und den Entscheidungsträgern der europäischen Institutionen 
Anregungen für die künftige Arbeit mitzugeben.

Ich bin überzeugt, dass das moderne Layout und die praxisnahen Beispiele 
die Akzeptanz dieses Positionspapiers wesentlich erhöhen werden, und es 
ist mir ein Bedürfnis, allen jenen Mitgliedskammern zu danken, die an der 
Erstellung dieser Unterlage mitgewirkt haben. Ich freue mich bereits jetzt 
auf die darauf aufbauenden Diskussionen und verbleibe

mit besten Grüßen

Dr. Christian Moser
Präsident  
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Für das transeuropäische Verkehrsnetz 
(tEn-V) hat die EU mit der „Connecting Europe 
Facility“ erstmals ein eigenes Budget für infra-
strukturanschubfinanzierungen im EU-haus-
halt geschaffen. Dieses positive signal muss 
von den Mitgliedstaaten aufgegriffen werden. 
weiterhin sind angesichts begrenzter öffent-
licher Mittel zusätzlich die Möglichkeiten 
alternativer Finanzierungswege zu prüfen – 
ohne die öffentliche hand aus ihrer Verant-
wortung für eine bedarfsgerechte infrastruktur 
zu entlassen.
 
Die UeCC forDert Deshalb

   die Einrichtung überjähriger, geschlossener 
Finanzkreisläufe für den Erhalt der Verkehrs-
infrastruktur.

   die Berechnung und anlastung von infra-
struktur-wegekosten nach den Prinzipien 
der Kostenwahrheit und -klarheit einheitlich 
zu gestalten.

   die Potenziale alternativer Finanzierungsfor-
men, etwa durch Öffentlich-Private-Partner-
schaften, zu prüfen.

so geht‘s: Finanzierung der Eisenbahninfra-
struktur in der schweiz – Die schweizer Bürger 
haben sich für eine neue Form der Finanzie-
rung und des ausbaus der Bahninfrastruktur 
in ihrem land entschieden und die Einrich-
tung eines unbefristeten, staatlichen Finan-
zierungsfonds beschlossen. Mit diesem Fonds 
werden künftig Erhalt und investitionen finan-
ziert – überjährig und haushaltsunabhängig.

Der europäische Verkehrsmarkt ist ein zusam-
menhängendes ganzes, in dem die einzelnen 
Verkehrsträger ihre unterschiedlichen stärken 
und schwächen haben. Entlang der gesamten 
lieferkette gilt es, einen fairen wettbewerb zu 
ermöglichen und diesen nicht durch staatli-
che Eingriffe zu verzerren.

Die UeCC forDert Deshalb
   eine europäische Marktordnung, die sich 

an den Prinzipien der freien wahl der 
Verkehrs träger und der gleichbehandlung 
dieser Verkehrsträger orientiert.

   die Bedingungen dafür zu verbessern, dass 
Verkehrsträger noch bedarfsspezifischer 
genutzt werden können und vermehrt auf 
intermodalität gesetzt wird.

  den multimodalen Verkehr nicht durch 
übermäßige sicherheitsanforderungen oder 
Umwelt- oder lärmschutzauflagen für die 
Umschlaganlagen zu schwächen.

 
so niCht: hafensicherheit – Die Maßnahmen, 
die in Binnenhäfen im zuge der EU-Verordnung 
725/2004 (Erhöhung der gefahrenabwehr auf 
schiffen und in hafenanlagen) zu ergreifen 
waren, haben dazu beigetragen, dass Binnen-
schiffs- und schienentransporte, insbesondere 
auf kurzen Distanzen, an wettbewerbsfähigkeit 
und Kostenattraktivität verloren haben.

Einen großteil des europäischen güterverkehrs 
wird auch in zukunft die straße tragen. ange-
sichts weiter steigender Mengen sind unange-
messene Belastungen des straßengüterver-
kehrs zu vermeiden. Vielmehr sind innovative 
Konzepte zu entwickeln und die Bedingungen 
für einen fairen wettbewerb zwischen den Ver-
kehrsträgern wie auch zwischen den logistikun-
ternehmen in Europa zu schaffen.

Die UeCC forDert Deshalb
  wettbewerbsverzerrungen durch national 

unterschiedliche steuerliche Belastungen 
und auflagen (sicherheitsanforderungen, 
Fahrverbote, abmessungen, lenk- und ru-
hezeiten) zu vermeiden.

   innovative Konzepte wie zum Beispiel den 
Einsatz alternativer Kraftstoffe oder neuer 
Fahrzeugtechniken systematisch zu unter-
suchen sowie gegebenenfalls deren Umset-
zung europaweit zu ermöglichen.

so niCht: luftreinhaltung und lärmaktions-
planung – aufgrund der EU-Vorgaben wird 
das lkw-netz immer weiter eingeschränkt. 
längere wege und fehlende alternativen bei 
Verkehrsstörungen induzieren eine erschwer-
te Erreichbarkeit von standorten.

Die EU hat mit den Eisenbahnpaketen eine 
Marktöffnung im schienenverkehr ermöglicht. 
Die konsequente liberalisierung muss weiter 
verfolgt und vorangetrieben werden. Dazu ge-
hört neben der Förderung der interoperabilität 
im europäischen Eisenbahnverkehr auch die 
stärkung der Europäischen Eisenbahnagentur 
mit dem ziel einer einheitlichen europäischen 
zulassungsstelle für den grenzüberschreiten-
den Einsatz des rollenden Materials.

Die UeCC forDert Deshalb
  einen diskriminierungsfreien zugang neuer 

Marktteilnehmer zum schienennetz.
   die grundsätzliche trennung zwischen Fahr-

weg und Betrieb. 

   Maßnahmen zu ergreifen, um eine bessere 
technisch-administrative Kompatibilität im 
europäischen Eisenbahnverkehr zu errei-
chen.

so niCht: grenzüberschreitender zugverkehr 
im Elsass – Für die s-Bahn im Dreiländereck 
um Basel hatte die sBB (schweizerische Bun-
desbahnen) 12 Exemplare einer Flirt alsace 
genannten zweisystemversion mit stromver-
sorgung für die strecke Basel–Mulhouse be-
stellt. Die zulassung für Frankreich scheiterte 
dann an der Forderung nach zusätzlichen si-
cherheitselementen für den Fall von zusam-
menstößen an Bahnübergängen, obwohl es 
solche auf der strecke gar nicht gibt.

FinanziErUng langFristig siChErn strassEngÜtErVErKEhr – innoVation ErMÖgliChEn

wEttBEwErB Entlang DEr gEsaMtEn liEFErKEttE siChErstEllEn sChiEnEnVErKEhr – liBEralisiErUng wEitEr VorantrEiBEn



Die Binnenschifffahrt leistet einen wichti-
gen Beitrag zur Entlastung von straße und 
schiene. Das gilt gerade im Einzugsgebiet 
von rhein, rhone und Donau. Es müssen die 
Voraussetzungen dafür geschaffen werden, 
das system wasserstraße funktionsfähig zu 
erhalten. Die netzfunktionalität ist auch unter 
Berücksichtigung der auswirkungen des Kli-
mawandels langfristig zu sichern. 

Die UeCC forDert Deshalb
  das schifffahrtsregime auf dem rhein auf Ba-

sis der Mannheimer akte von 1868 zu sichern.
  bedarfsgerecht die Fahrwasserverhältnisse 

auf rhein, rhone und Donau zu verbessern 
und die weiteren wasserstraßen an die 

Erfordernisse einer modernen Binnenschiff-
fahrt anzupassen.

   die Binnenhäfen als Knotenpunkte für die 
Verknüpfung von Binnenschiff, Bahn und 
lkw zu stärken.

so niCht: hafenflächen – Das system wasser-
straße kommt nur in Kombination von wasser-
wegen und landflächen zur vollen Entfaltung. 
in vielen europäischen städten mit wasseran-
schluss werden indessen die Flächen knapp. 
neue Flächen werden seitens der Kommunen 
nicht bereitgestellt, bestehende nutzungen 
eingeschränkt und stattdessen in diesen ge-
bieten die wohnbebauung gefördert. 

Der großteil des luftverkehrs in der EU ist 
grenz überschreitend. Die Überwachung des 
europäischen luftraums erfolgt jedoch immer 
noch entlang nationalen grenzen. Diese zer-
splitterung kostet jährlich über 3 Mrd. Euro. 
Die europäischen institutionen haben zwar 
mit zwei Maßnahmen-Paketen 2004 und 2009 
den weg für einen einheitlichen europäischen 
luftraum (single European sky) bereitet. Von 
einer ziel erreichung kann aber noch keine 
rede sein.

Die UeCC forDert Deshalb
   die Voraussetzungen für ein effizientes europä-

isches Flugverkehrsmanagement zu schaffen. 
   wettbewerbsbedingungen (wie zum Bei-

spiel gebühren) zu harmonisieren.

  den europäischen Emissionshandel bis zum 
Vorliegen eines globalen abkommens auszu-
setzen.

   einen fairen interessenausgleich zwischen 
den betrieblichen Erfordernissen der Flughä-
fen und den schutzinteressen der anwohner.

so niCht: grenznah gelegene Flughäfen dür-
fen nicht durch einseitige hoheitliche Verfü-
gungen von den nachbarstaaten oder zusätz-
liche steuern benachteiligt werden. Beispiel 
salzburg: Einen anflug von norden über deut-
sches gebiet soll es gemäß eines Entwurfs ei-
ner Durchführungsverordnung des deutschen 
Bundesverkehrsministeriums nur noch geben, 
wenn das wetter und die ausstattung der Flug-
zeuge es nicht anders zulassen. 

Die wirtschaft bekennt sich zum aktiven Umwelt-
schutz. Bei allen Verkehrsträgern werden große 
anstrengungen unternommen, um Effizienz und 
Klimaverträglichkeit zu verbessern. Durch tech-
nischen Fortschritt ist der Verkehr in den letzten 
Jahren immer schadstoffärmer und leiser ge-
worden. Dennoch wird er von der europäischen 
Ebene beständig mit weiteren Markteingriffen 
verteuert – nicht selten mit finanziellen Folgen 
für die wirtschaft. EU-Vorgaben dürfen nicht zu 
einer beschleunigten Deindustrialisierung füh-
ren. auch ist die wirkung von Maßnahmen auf 
die Verkehrsträger und die unterschiedlichen 
regionen genauer zu analysieren.

Die UeCC forDert Deshalb
   die negativen auswirkungen von Mobilität 

nicht durch Verbote und regulierungen ein-

zuschränken, sondern durch anreize und 
technischen Fortschritt zu minimieren.

   bei der internalisierung externer Kosten im 
europäischen gleichklang mit dem ziel einer 
harmonisierten Vorgehensweise zu verfahren. 

   neue antriebstechnologien und multimoda-
le transportlösungen beständig und ambiti-
oniert weiterzuentwickeln.

so niCht: CDni (Übereinkommen über die 
sammlung, abgabe und annahme von abfäl-
len in der rhein- und Binnenschifffahrt) – Eine 
grundsätzlich begrüßenswerte initiative belastet 
die Binnenschifffahrt, weil in der Umsetzung die 
lasten zwischen Kommunen, Entsorgungsbe-
trieben und den schifffahrtsunternehmen hin- 
und hergeschoben werden. am Ende verliert das 
system wasserstraße.

lEistUngsFähigKEit DEs systEMs wassErstrassE siChErstEllEn UMwEltsChUtz wirtsChaFtsVErträgliCh gEstaltEn

lUFtFahrt EUroPawEit EntwiCKEln



ÜBEr Uns

Die 1949 gegründete UECC ist eine Vereinigung von aktuell 
rund 60 Industrie- und Handelskammern aus Deutschland, 
Frankreich, Luxemburg, den Niederlanden, Österreich und 
der Schweiz. Sie vertritt die Interessen von rund 2,5 Millio-
nen europäischen Unternehmen im Einzugsgebiet von Rhein, 
Rhone, Donau und Alpen. Das Tätigkeitsfeld der UECC kon-
zentriert sich auf die Themen und Fragen der europäischen Ver-
kehrs- und Infrastrukturpolitik zu Wasser, zu Lande und in der Luft. 

 
www.uecc.org


